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Vorhabenbezogener
Bebauungsplan Entwurf

und Vorhaben- und
Erschlieäungsplan

Hinweis zur Planzeichnung:
Sind in der zeichnerischen Darstellung des
Bebauungsplanes lineare Signaturen der
Planzeichenverordnung unmittelbar
nebeneinander oder neben einer
Flurst–cksgrenze ohne Angabe eines
Abstandsmaäes gezeichnet, so fallen sie als
Festsetzungen miteinander oder mit der
parallel verlaufenden Flurst–cksgrenze
zusammen.

Es wird bescheinigt, dass diese
Planunterlage den Bestimmungen des
§ 1 Abs. 2 Plan ZV entspricht.
(Stand               )

Sead Vermessung
Bayenstraäe 65, 50678 Küln

üffentlich bestellter Vermessungsingenieur/in

Küln, den

Der Stadtentwicklungsausschuss hat
die Planaufstellung am 07.02.2019
nach § 12 Abs. 2 BauGB in
Anwendung des beschleunigten
Verfahrens nach §13a BauGB
beschlossen. Der Beschluss wurde
am 27.03.2019 orts–blich bekannt
gemacht.

gez. Reker

Oberb–rgermeisterin

Küln, den 14.03.2019

Die fr–hzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
hat in der Zeit vom               bis
nach § 3 Abs. 1 BauGB
stattgefunden.

Bezirksb–rgermeister/in

Küln, den

Der Planentwurf hat in der Zeit
vom 17.06.2021 bis 02.08.2021 nach § 3
Abs. 2 BauGB mit Begr–ndung
üffentlich ausgelegen.

Die Oberb–rgermeisterin
Stadtplanungsamt

Im Auftrag

Küln, den

Oberb–rgermeisterin

Küln, den

Der Planentwurf ist nach § 4 a Abs. 3
BauGB in Anwendung des beschleunigten
Verfahrens nach § 13a BauGB durch
Beschluss des Rates am
geöndert worden.

Oberb–rgermeisterin

Küln, den

Der Rat hat diesen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan in seiner Sitzung
am                nach § 10 Abs. 1 BauGB in
Anwendung des beschleunigten
Verfahrens nach § 13a BauGB als
Satzung mit Begr–ndung nach § 9 Abs. 8
BauGB beschlossen.

Oberb–rgermeisterin

Küln, den

Die orts–bliche Bekanntmachung –ber
den Beschluss des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans durch den Rat
einschlieälich des Hinweises nach
§ 10 Abs. 3 BauGB ist am        erfolgt.

F–r den Planentwurf
Vorhabentröger/in

F–r den Planentwurf
GAG Immobilien AG

Küln, den

Beigeordneter

Küln, den

F–r den Planentwurf
Dezernat VI, Planen und Bauen

Lörmpegelbereich Maägeblicher Auäenlörmpegel

I 55

II 60

III 65

IV 70

V 75

VI 80

VII > 80*

* F–r maägebliche Auäenlörmpegel La > 80 dB sind die Anforderungen aufgrund der ürtlichen Gegebenheiten
festzulegen.

I. Textliche Festsetzungen gemöä § 9 Abs. 1 - 3 BauGB

1. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
Festsetzungen �ber die Art und das Maä der baulichen Nutzung

1.1 Ausschluss von Ausnahmen oder deren Umwandlung in allgemeine Zulössigkeit (§ 1 Abs. 6
BauNVO)
Gemöä § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind die im Allgemeinen Wohngebiet (WA) ausnahmsweise
zulössigen Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.2 Zulössigkeit von Nutzungen in bestimmten Geschossen, Ebenen oder sonstigen Teilen
baulicher Anlagen (§ 1 Abs. 7 BauNVO)

a) Gemöä § 1 Abs. 7 Nr. 1 i.V.m. Abs. 8 und Abs. 9 BauNVO sind im Allgemeinen Wohngebiet (WA)
innerhalb des Baufeldes A im Erdgeschoss nur Anlagen f–r soziale Zwecke gem. § 4 Abs. 2 Nr. 3
BauNVO (Kindertageseinrichtung) zulössig.

b) Gemöä § 12 Abs. 3a S. 1 BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 2 BauGB sind im Rahmen der
festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulössig, zu deren Durchf–hrung sich die
Vorhabentrögerin im Durchf–hrungsvertrag verpflichtet.

1.3 Bestimmung des Maäes der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO)

a)  Gemöä § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO werden f–r die Bebauung im Allgemeinen Wohngebiet (WA)
folgende Geböudehühen als Hüchstgrenze festgesetzt:

52,5 m –. NHN f–r die I-geschossige Bebauung im Baufeld A
60,9 m –. NHN f–r die IV-geschossige Bebauung im Baufeld A
63,8 m –. NHN f–r die V-geschossige Bebauung im Baufeld A
64,5 m –. NHN f–r die V-geschossige Bebauung im Baufeld B
67,5 m –. NHN f–r die VI-geschossige Bebauung in Baufeld B
61,8 m –. NHN f–r die IV-geschossige Bebauung im Baufeld C

Als oberer Bezugspunkt gilt bei Geböuden mit Flachdöchern die Oberkante der Attika
(Hauptgesimshühe).

b) Gemöä § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO werden f–r die Bebauung im Allgemeinen Wohngebiet (WA)
folgende Geböudehühen als Mindestgrenze festgesetzt:

64,0 m –. NHN f–r die V-geschossige Bebauung im Baufeld B
67,0 m –. NHN f–r die VI-geschossige Bebauung in Baufeld B

Als oberer Bezugspunkt gilt bei Geböuden mit Flachdöchern die Oberkante der Attika
(Hauptgesimshühe).

c) Gemöä § 16 Abs. 6 BauNVO künnen die festgesetzten Geböudehühen durch untergeordnete
Bauteile oder bauliche Anlagen (Dachaufbauten) “ wie haustechnische Anlagen,
Aufzugs–berfahrten, Treppenhöuser, Br–stungen und Solaranlagen “ auf den baulich

zugeordneten Dachflöchen –berschritten werden. Das hüchstzulössige Maä der ßberschreitung

betrögt 2,00 m in der Hühe. Der Flöchenanteil der ßberschreitungen je Dachflöche darf insgesamt
30% nicht –bersteigen. Die Dachaufbauten m–ssen mindestens um das Maä ihrer Hühe von der
Geböudeauäenkante des jeweiligen zugeordneten Geschosses zur–cktreten.

2. § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB
Abstandsflöchen
Gemöä § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB betrögt innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) das Maä
der Tiefe der Abstandsflöche 0,4 H.

Auf den mit �b„ gekennzeichneten Auäenwönden betrögt das Maä der Tiefe der Abstandsflöchen
0,25 H, mindestens jedoch 2,5 m. In diesen Bereichen sind notwendige Fenster von
Aufenthaltsröumen unzulössig.

2.1. Bauweise und �berbaubare Grundst�cksflöchen (§ 23 BauNVO)

a) F–r das Allgemeine Wohngebiet (WA) wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Die
Baukürper in den Baufeldern A-C werden abweichend von § 22 Abs. 2 Satz 2 BauNVO lönger als
50 m sein.

b) Gemöä § 23 Abs. 2 Satz 3 werden f–r die –berbaubaren Grundst–cksflöchen folgende
Ausnahmen festgesetzt:

Die Baulinien d–rfen f–r einseitige Wandscheiben im Erdgeschoss mit ßberdachungen im Bereich
der Hauseingönge um bis zu 1,5 m –berschritten werden. Dabei darf in der Summe ein Drittel der
jeweiligen Geböudeseite nicht –berschritten werden.

Oberhalb des Erdgeschosses darf die mit �a„ gekennzeichnete Baulinie durch Aufweitungen des
Laubengangs bis maximal 0,5 m –berschritten werden. Die Aufweitungen d–rfen im Einzelnen
eine Breite von 5,5 m und in der Summe ein Drittel der jeweiligen Geböudeseite je Geschoss nicht
–berschreiten.

c) Gemöä § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO in Verbindung mit Abs. 2 Satz 3 BauNVO werden f–r die
–berbaubaren Grundst–cksflöchen folgende Ausnahmen festgesetzt:

Die Baugrenzen d–rfen f–r einseitige Wandscheiben im Erdgeschoss mit ßberdachungen im
Bereich der Hauseingönge um bis zu 1,5 m –berschritten werden. Dabei darf in der Summe ein
Drittel der jeweiligen Geböudeseite nicht –berschritten werden.

3. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB
Flöchen f�r Nebenanlagen und Flöchen f�r Stellplötze und Garagen mit ihren Einfahrten

a) Gemöä § 12 Abs. 6 BauNVO sind Stellplötze f–r Pkw und motorisierte Zweiröder nur in den nach
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB daf–r festgesetzten Flöchen (TGa, St Carsharing + Kita) zulössig.
Innerhalb der Tiefgaragen (TGa) sind Lagerflöchen, Abstellröume, Technik- und Nebenröume
sowie Abstellplötze f–r Fahrröder gemöä § 48 BauO NW bis zu einer maximalen Flöche von 20 %
der Tiefgaragenflöche auäerhalb der –berbaubaren Grundst–cksflöche zulössig.

Oberirdische Stellplötze mit St Carsharing + Kita gekennzeichnet, sind ausschlieälich f–r die
Kindertageseinrichtungen und das Carsharing Angebot festgesetzt.

ßberschreitungen der Umgrenzungslinien der Tiefgarage (TGa) durch Bel–ftungsanlagen der
Tiefgarage um bis zu 1,0 m sind zulössig.

b) Gemöä § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO sind Nebenanlagen nur auf den hierf–r festgesetzten Flöchen
zulössig. Abstellplötze f–r Fahrröder, Abfallbehölter, oberirdische Bel–ftungseinrichtungen der
Tiefgarage und eine Packstation sind hiervon ausgenommen. Die Packstation darf eine
Grundflöche von 5,00 m² nicht –berschreiten.

Oberirdische Bel–ftungseinrichtungen sind nur in einer Hühe von max. 1,2 m, in einer Breite von
max. 5,0 m und in einer Tiefe von max. 1,0 m zulössig.

4. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB
Ein- und Ausfahrtsbereiche
Gemöä § 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 11 BauGB wird festgesetzt, dass Zu- und Ausfahrten von
Tiefgaragen ausschlieälich in den mit Ein- und Ausfahrtsbereich festgesetzten Bereichen zulössig
sind.

5. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
Gemöä § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB wird innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) das folgende
Geh-, und Radfahrrecht festgesetzt:

Die mit G+R bezeichnete Flöche ist mit einem Geh- und Radfahrrecht zugunsten der Allgemeinheit
gemöä Planeintrag zu belasten.

6. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB
Maänahmen zum Schutz vor schödlichen Umwelteinwirkungen durch Geröusche

a) Gemöä § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind passive Schallschutzmaänahmen entsprechend den in der
Planzeichnung dargestellten Lörmpegelbereichen (LPB) an den Auäenbauteilen von
Aufenthaltsröumen zu treffen. Grundlage hierf–r sind die maägeblichen Auäenlörmpegel nach DIN
4109-1 (Schallschutz im Hochbau, Ausgabe Januar 2018 - Beuth Verlag GmbH, Berlin).

Die Zuordnung zwischen den dargestellten Lörmpegelbereichen und den maägeblichen
Auäenlörmpegeln ergibt sich aus nachfolgender Tabelle (DIN 4109-1):

Ergönzung: Es handelt sich um dB(A)-Werte.

Die Minderung der zu treffenden Schallschutzmaänahmen ist im Einzelfall zulössig, wenn im
bauordnungsrechtlichen Verfahren anhand einer schalltechnischen Untersuchung ein niedriger
Lörmpegelbereich oder ein maägeblicher Auäenlörmpegel an den Auäenbauteilen von
schutzbed–rftigen Röumen nachgewiesen wird.

b) Bei Schlaf- und Kinderzimmern ist bei einem Gesamtbeurteilungspegel > 45 dB(A) im
Nachtzeitraum (22:00 bis 6:00 Uhr) eine fensterunabhöngige Bel–ftung durch schallgedömmte
L–ftungseinrichtungen oder gleichwertige Maänahmen bei geschlossenen Fenstern und T–ren
sicher zu stellen.

c) F–r Balkone und Loggien, die einen Gesamtbeurteilungspegel aus dem Verkehr (Straäen- und
Schienenverkehr) > 62 dB(A) im Tagzeitraum (6:00 bis 22:00 Uhr) aufweisen, sind
Schallschutzmaänahmen zu treffen. Durch die Schallschutzmaänahmen muss sichergestellt
werden, dass der v. g. Gesamtbeurteilungspegel nicht –berschritten wird. Hiervon ausgenommen
sind Balkone und Loggien von durchgesteckten Wohnungen, wenn zusötzlich auf der
lörmabgewandten Seite ein Balkon oder eine Loggia errichtet wird.

Hinweis: Die in der Planzeichnung dargestellten Lörmpegelbereiche beruhen auf der freien
Schallausbreitung.

d) Gemöä § 9 Abs. 2 Satz Nr. 2 BauGB ist die Nutzung der Auäenspielflöchen der
Kindertageseinrichtungen erst dann zulössig, wenn eine Abschirmung mit einem Schalldömmmaä
von mindestens 20 dB(A) in einer Hühe von 2,6 m errichtet wird, die sicherstellt, dass der
Richtwert von 55 dB(A) tags eingehalten wird. Die genaue Lage der Abschirmung ist dem
Vorhaben- und Erschlieäungsplan (Blatt 2) zu entnehmen. Mit vollstöndiger Errichtung der
Baukürper B und C (2. BA) entföllt die Notwendigkeit der vorgenannten Abschirmung.

e) Gemöä § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind an den mit einer Baulinie festgesetzten Fassaden üffenbare
Fenster schutzbed–rftiger Röume im Sinne der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau, Ausgabe
Januar 2018 “ Beuth Verlag GmbH, Berlin) unzulössig.

7. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB
Anpflanzen und Erhaltung von Böumen, Ströuchern und sonstigen Bepflanzungen

a) das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen,

Gemöä § 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB sind im Bebauungsplangebiet folgende
Begr–nungsmaänahmen durchzuf–hren, dauerhaft zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen:

- Die Bepflanzung der Grundst–cksflöchen, soweit sie nicht mit Geböuden, Wegen, Spielplötzen
und sonstigen Nebenanlagen –berbaut werden, mit Grösern HH 7 (BR 132), Stauden und / oder
Ströuchern BB 1 (GH 51).

- Im Plangebiet 20 standortgerechte Laubböume (BF 41 (GH742)) der 1. und 2. Ord-nung.

- Die Begr–nung des oberen Abschlusses der Tiefgaragen (TGa) und / oder der unterirdischen
Geböudeteile, soweit diese nicht mit Geböuden, Wegen, Spielplötzen und sonstigen
Nebenanlagen –berbaut werden. Die Vegetationstragschicht ist mit einer mindestens 60 cm tiefen
Bodensubstratschicht zuz–glich einer Filter- und Drainschicht auszubilden.

- Die Baumpflanzungen auf der festgesetzten Tiefgarage mit der Störke der Bodensubstratschicht
von mindestens 120 cm zuz–glich einer Filter- und Drainschicht. Der Wurzelraum muss je Baum
mindestens 25 m³ betragen

- Im Allgemeinen Wohngebiet in den privaten Stellplötzen (St Carsharing + Kita) je vier
angefangener oberiridischer Stellplötze ein Baum “ BF 31 (GH 741)

- Die Flachdöcher der Geböude im festgesetzten allgemeinen Wohngebiet (WA) mit einer
extensiven Dachbegr–nung DC1 / DC3 (NB6243 / NB6244). Die Vegetationstragschicht ist mit
einer Störke von mindestens 8 cm zuz–glich einer Filter- und Drainschicht herzustellen.
Ausgenommen hiervon sind Dachterrassen und technische Aufbauten, die auf maximal 30 % der
jeweiligen Dachflöche zulössig sind. Photovoltaikelemente sind –ber der Dachbegr–nung zulössig.

- Die Flachdöcher der oberirdischen Bel–ftungseinrichtungen im festgesetzten allgemeinen
Wohngebiet (WA) mit einer extensiven Dachbegr–nung DC1 / DC3 (NB6243 / NB6244). Die
Vegetationstragschicht ist mit einer Störke von mindestens 8 cm zuz–g-lich einer Filter- und
Drainschicht herzustellen.

b) Bindungen f�r Bepflanzungen und f�r die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern;

Gemöä § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) BauGB sind die in der Planzeichnung festgesetzten Böume zum
Erhalt dauerhaft zu erhalten und bei Verlust gleichwertig zu ersetzen. Der Stammumfang von
Ersatzbaumpflanzungen muss dabei mindestens 20 cm betragen.

8. § 9 Abs. 3 BauGB
Gelöndeoberflöche
Gemöä § 9 Abs. 3 BauGB wird die Hühe der Gelöndeoberflöche in der Planzeichnung festgesetzt.
Geringf–gige Abweichungen sind zur Neigung des Gelöndes f–r die Oberflöchenentwösserung

zulössig. Dar–ber hinaus sind ßber- bzw. Unterschreitungen der festgesetzten Hühe der
Gelöndeoberflöche bis zu 0,50 m durch Treppen- und Rampenanlagen sowie durch Aufsch–ttungen
und Abgrabungen zulössig.

II. Gestalterische Festsetzungen gemöä § 9 Abs. 4 BauGB
Gemöä § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 89 Abs. 1 und 2 BauO NRW 2018 werden
folgende gestalterische Festsetzungen getroffen:

1. Dachformen / Dachaufbauten
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind ausschlieälich Flachdöcher zulössig. Döcher mit
einer Neigung bis maximal 5 Grad gelten als Flachdöcher.

2. Vorgörten
a) Die Vorgörten sind vollstöndig zu begr–nen. Davon ausgenommen sind die notwendigen

Zuwegungen, Zufahrten f–r Stellplötze und Garagen sowie Standflöchen f–r Fahrröder und
Abfallbehölter.

b) Abstellplötze f–r M–llsammelbehölter in Vorgörten sind in Gestalt von M–llboxen einzuhau-sen
oder mit standortgerechten Hecken zu umpflanzen. Die so gestalteten Anlagen kün-nen in die
Grundst–ckseinfriedungen integriert werden.

3. Einfriedungen
Grundst–ckseinfriedungen im Vorgartenbereich sind nur als standortgerechte Hecken sowie als
Draht- oder Stabgitterzöune mit hinterpflanzten Hecken bis zu einer Hühe von jeweils 1,70 m –ber
der Gelöndeoberflöche gemöä § 2 Abs. 4 BauO NRW 2018 zulössig. In Einfriedungen integrierte
M–llboxen d–rfen eine Hühe von 1,70 m nicht –berschreiten.

4. Satellitensch�sseln / Mobilfunksendeanlagen
a) Parabolantennen f–r den Satellitenrundfunkempfang sind nur auf den Dachflöchen zulössig.

b) Mobilfunksendemasten und -anlagen sind auf den Dachflöchen nicht zulössig.

III. Hinweise
1. Rechtsgrundlagen

a) Es gilt das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November
2017 (BGBI. I.S. 3634).

b) Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23. 01.1990 (BGBl. I S. 132) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21.November 2017  (BGBl. I S. 3786).

c) Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) in der Fassung der Bekanntmachung vom
18.12.1990 (BGBl. I S. 58).

d) Es gilt die Bauordnung f–r das Land Nordrhein-Westfalen “ Landesbauordnung 2018 (BauO NRW
2018) vom 21.07.2018 (GV. NRW S. 421).

e) F–r die Rechtsgrundlagen a bis d gelten jeweils die bei Erlass dieser Satzung geltenden
Fassungen.

2. Lörmimmissionen
Das Plangebiet ist erheblich durch Lörmimmissionen aus dem Straäen- und Schienenverkehr und
des nürdlich angrenzenden Gewerbegebietes vorbelastet.

3. Denkmalschutz
Innerhalb des Plangebietes sind archöologische Bodenfunde nicht ausgeschlossen. Werden bei
Bodeneingriffen archöologische Bodenfunde entdeckt, ist gemöä §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz
(DSchG) das Rümisch-Germanische Museum/Archöologische Bodendenkmalpflege der Stadt Küln
unverz–glich zu informieren.

4. Versickerung von Niederschlagswasser
Gemöä § 44 Landeswassergesetz (LWG) in Verbindung mit § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) ist das anfallende Niederschlagswasser vor Ort zu versickern. Bez–glich der
wasserrechtlichen Erlaubnis ist die Untere Wasserbehürde bei der Stadt Küln einzuschalten.

5. Kampfmittelbeseitigungsdienst
Im Plangebiet ist mit Bombenblindgöngern/Kampfmitteln zu rechnen. Vor Aufnahme von Bauarbeiten
(ca. 6 Wochen) ist das Amt f–r üffentliche Ordnung, Gliederungsziffer 322/40 (allgemeine
Ordnungsangelegenheiten) unter der Benennung des Aktenzeichens 22.5-3-5315000-306/18 sowie
der Bebauungsplan-Nummer 62486/02 einzuschalten. Die Anfrage kann per E-Mail an
kampfmittel@stadt-koeln.de erfolgen.

6. Artenschutz
a) Laut Artenschutzpr–fung (Stufe I) vom B–ro f–r Freiraumplanung und Landschaftsarchitektur, 26.

September 2019, �Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 62486/02 Ossendorfer Weg /
M–hlenweg in Küln Bickendorf “ Fachbeitrag Artenschutz der Stufe 1 (Vorpr–fung)„, ergeben sich
keine Verbotstatbestönde gemöä § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bzw. keine
vorgezogenen Ausgleichsmaänahmen nach § 44 Abs. 5 BNatSchG.

b) Gemöä § 39 Abs. 5 BNatSchG ist es im Zeitraum zwischen dem 1. Mörz und 30. September eines
jeden Jahres verboten, Böume, Hecken, Geb–sche und andere Gehülze abzuschneiden, auf den
Stock zu setzen oder zu beseitigen; zulössig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur
Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Böumen.

Sind innerhalb dieses Zeitraumes Rodungsarbeiten erforderlich, ist vor deren Aufnahme in
Absprache mit der Unteren Naturschutzbehürde der Stadt Küln durch einen Fachgutachter nach
besetzten Nestern und Fledermausquartieren zu suchen und bei deren Auffinden die
Rodungstötigkeit sofort einzustellen.

c) Die Baufeldröumung muss zur Vermeidung baubedingter Tütung von Brutvügeln und der
Zerstürung deren Nester beziehungsweise Gelege auäerhalb der Zeit vom 1. Mörz bis 30.
September eines jeden Jahres erfolgen.

d) Abrissmaänahmen sind auäerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit (1. Mörz und 30. September)
wildlebender Vogelarten durchzuf–hren.

e) Sind Abrissarbeiten auäerhalb dieser Frist unvermeidbar, ist dies nach vorheriger Absprache mit
der Unteren Landschaftsbehürde der Stadt Küln dann zulössig, wenn unmittelbar vor Beginn der
Abrissarbeiten nochmals eine Kontrolle auf das Vorkommen planungsrelevanter Artendurch einen
Fachgutachter durchgef–hrt und das Ergebnis der unteren Landschaftsbehürde der Stadt Küln
angezeigt wird.

f) Im Vorfeld der Abrissarbeiten werden vorsorglich je f–nf Nisthilfen f–r die Vogelarten Haussperling
und Mauersegler im Bereich der Nachbargeböude Ossendorfer Weg 1-7 angebracht werden.

7. Vogelschutz
Bei der Verwendung transparenter oder spiegelnder flöchiger Glaselemente (Fenster, Glaswönde,
Absturzsicherungen) oder anderer Baustoffe ist sicher zu stellen, dass diese f–r Vügel als Hindernis
erkennbar sind. Das Bundesamt f–r Naturschutz verweist in diesem Zusammenhang auf den
Leitfaden zum vogelfreundlichen Bauen mit Glas, dem wichtige Hinweise zur Ausgestaltung von
Glasflöchen entnommen werden künnen (vgl.
https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren /voegel_glas_licht_2012.pdf).

8. Baumschutzsatzung
Es gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebauungsplöne im Gebiet der Stadt Küln
(Baumschutzsatzung “ BSchS) vom 01.08.2011 (Amtsblatt Nr. 34 vom 17.08.2011).

9. Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbetrögen
Die verwendeten K–rzel innerhalb der Begr–nungsfestsetzungen beziehen sich auf die Anlage zur
Satzung der Stadt Küln zur Erhebung von Kostenerstattungsbetrögen gemöä §§ 135a bis 135c
BauGB vom 15. Dezember 2011 (Amtsblatt der Stadt Küln Nr. 1 vom 04. Januar 2012). In dieser
Anlage sind mit der Angabe von K–rzeln allgemein g–ltige Qualitötsmaästöbe f–r
Begr–nungsmaänahmen der Stadt Küln formuliert.

10. DIN-Vorschriften und sonstige anzuwendende Regelwerke
DIN-Vorschriften und sonstige private Regelwerke, auf die in den textlichen Festsetzungen des
Bebauungsplanes verwiesen wird, sind jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung
anzuwenden und werden beim Amt f–r Liegenschaften, Vermessung und Kataster der Stadt Küln
Plankammer, Zimmer 06. E 05, Stadthaus Deutz, Willy-Brandt-Platz 2, 50679 Küln, wöhrend der

Öffnungszeiten zur Einsichtnahme bereitgehalten.

11. Stellplatzreduzierung
F–r das Plangebiet besteht die Müglichkeit, eine Stellplatzreduzierung von 20 % entsprechend § 48
BauO NRW aufgrund der Maänahmen aus dem Mobilitötskonzept im Baugenehmigungsverfahren
geltend zu machen.

12. Trafostation
Zur Sicherstellung der Stromversorgung sind im Plangebiet Trafostationen erforderlich. Die genaue
Lage einer festgesetzten Trafostation ist der Planzeichnung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans zu entnehmen. Bei weiteren erforderlichen Trafostationen werden die genauen
Standorte im Rahmen spöterer Abstimmungen zur Verwirklichung der stödtebaulichen Maänahmen
festgelegt (z.B. im Wege einer Planvereinbarung).

13. Starkregenereignis
a) Innerhalb der nicht –berbaubaren Grundst–cksflöchen ist im Freiraum ein Stauvolumen f–r

Niederschlöge bei Starkregenereignissen zu schaffen.

b) Im Plangebiet liegt bei einem Starkregenereignis gemöä der �Starkregen Gefahrenkarte„ der

Stadtentwösserungsbetriebe Küln (StEB) eine ßberflutungsgeföhrdung vor. Baumaänahmen im
Plangebiet sind vor deren Ausf–hrung mit den Stadtentwösserungsbetrieben Küln abzustimmen.

14. Öffentlich gefürderter Wohnungsbau
Gemöä des Kooperativen Baulandmodells der Stadt Küln in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. Mai 2017 ist der Planbeg–nstigte/ sind die Planbeg–nstigten verpflichtet, mindestens 30 % der
Geschossflöche Wohnen im üffentlich gefürderten Segment gemöä der jeweils aktuellen
Wohnraumfürderrichtlinie des Landes NRW zu errichten.

15. Gasregelstation
Zu der s–dlich an das Plangebiet angrenzenden Gasregelstation im Ossendorfer Weg muss ein
Schutzbereich von 5,0 Metern um die Station eingehalten werden.


